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Koln
I1. Landesarbeitsgericht

KS1ln
Fir die Amtliche Sammlung: Nein
Fir die Fachpresse ¢ Nein
Fir das Bundesarchiv ¢t Nein

Entscheidungsstichwort:

Vergiitung technischer Sachverstindiger

Gesetz:

BGB §§ 133, 157; AGBG § 5; Nordrhein-westfdlische Verordnung

iiber die Organisation der technischen {berwachung vom
2. Dezember 1959, gedndert durch Verordnung vom 1.

1961 (GVBl. NW S. 266) §

Leitsdtze:

k e

Hinwelis des Senats: Teilweise Parallelsache zum Urteil vom

6 Abs. 6

ine

18. August 1998 - 1 AZR 589/97 -
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1 AZR 32/98
8 (11) Sa 1063/97 Kéln

Im Namen des Volkes!

Verkindet am -
18. August 1998

Urteil

Klapp,

Amtsinspektor

als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschiéftsstelle

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der miindlichen Verhand-
lung vom 18. August 1998 durch den Richter Dr. Rost als Vorsitzenden, die Richter
Dr. Wimann und Hauck sowie die ehrenamtlichen Richter Gnade und Bayer fir

Recht erkannt:

-2-
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1. Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Landesar-

beitsgerichts Kéln vom 8. Oktober 1997 - 8 (11) Sa 1063/97 -
teilweise aufgehoben, soweit das Landesarbeitsgericht die
Berufung des Klagers zuriickgewiesen hat.

2. Auf die Berufung des Klagers wird das Urteil des Arbeitsge-

richts Kéln vom 9. April 1997 - 3 Ca 7182/96 - auch hinsicht-
lich des Antrags zu 2) abgeandert:

Es wird festgestellt, da der Beklagte seit dem 1. Januar
1996 verpflichtet ist, iber den von ihm gezahlten Sozialzu-
schlag hinaus die zu Lasten des Klagers anfallenden Beitra-
ge zur gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung in
vollem Umfang zu tragen.

3. Die Revision des Beklagten wird zurlickgewiesen.
4. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand:

Die Parteien streiten Uber Gehaltsanspriiche des Klagers.

www.prinz.law

Der Beklagte ist ein Verein, der Aufgaben der technischen Uberwachung in

den Landern Nordrheiﬁ-Westfal_en-und Rheinland-Pfalz wahrnimmt. Er gehért nicht

der Tarifgemeinschaft Technis_cher Uberwachungs-Vereine an‘, die zumindest seit

1975 Vergitungstarifvertrage ébgesch‘losseh hat. Der Klager ist beim Beklagten als

amtlich anerkannter Sachverstandiger beschéftigt. In dem am 22. Mai 1973 abge-

schlossenen Formulararbeitsverirag heifdt es u.a.:

3.  Fur seine Tatigkeit erhalt der Mitarbeiter eine monatliche
Bruttovergiitung nach der Gehaltsgruppe LBO A 11/6, die
sich wie folgt zusammensetzt:
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Grundgehalt
Ortszuschlag
Kinderzuschlag
Stellenzulage

Ausgleichszu-
lage

Arbeitnehmer-
anteile zur ge-
setzlichen So-
zialversiche-
rung
Insgesamt

Far die Dauer der
Ausbildungszeit

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

Nach erfolgrei-
chem Abschluf}

der Ausbildungs-

zeit
DM 1.498,80 DM  1.498,89
DM 483,50 DM 483,50
DM 50,-- DM 50,--
DM 145,-- DM 145,--
DM 200,-- DM 200,--
DM 226,55 DM 226,55
DM

- 2.603,94

2.603,94 DM

4. AuBer der unter Ziffer 3 genannten monatlichen
Bruttovergiitung erhalt der Mitarbeiter ein Weih-
nachts- und Urlaubsgeld nach den Bestimmungen
der Betriebsvereinbarungen des TUV Rheinland.

8. Fur das Arbeitsverhéltnis gelten im tbrigen die Be-
stimmungen der Betriebsvereinbarungen des TUV
Rheinland, soweit ihre Anwendung auf den Mitar-
beiter nicht nach Inhalt oder persénlichem Geltungs-

bereich entfalit.

Bei dem Beklagten bestand eine ,Betriebsvereinbarung Uber die Gehaltsre-

gelung“ von 1967, nach der die Gehaltsbemessung fiir alle selbstandig tatigen tech-

nischen Mitarbeiter ,in Anlehnung an die Besoldungsordnung des Landes Nordrhein-
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Westfalen (LBO)“ erfolgen und der Beklagte bei Mitarbeitern, die in der gesetzlichen
Sozialversicherung pflichtversichert waren, die Arbeitnehmeranteile ibernehmen

solite. Spatere Betriebsvereinbarungen behielten diese Grundsatze zunachst bei.

Bis zum 31. Dezember 1995 bezog der Klager Grundgehalt und Ortszu-
schlag entsprechend der Besoldung von Landesbeamten, zuletzt nach der Besol-
dungsgruppe A 15. Der Beklagte erstattete dem Klager bis zu diesem Zeitpunkt auch

die Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozialversicherung in voller Hohe.

Zum 1. Oktober 1995 trat eine Betriebsvereinbarung vom 13. Dezember
1995 (BV 1995) in Kraft, die fir die Arbeitnehmer des Beklagten eine eigensténdige
Gehaltsregelung enthélt. Sie bestimmt, daf dig Gehalter im Jahr 1996 nicht und in
den Jahren 1997 und 1998 um insgesamt 5% erhdht werden sollten. Als Bestandteil
des Monatsgehalts sieht sie eine Sozialzulage vor, die sich nach der'Héhe der 1995
erstatteten Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozialversicherung bemif3t. Seit
dem 1. Januar 1996 berechnet der Beklagte das Gehalt des Kléagers auf der Grund-

lage der BV 1995.

Der Klager hat die Auffassung vertreten, er habe weiterhin Anspruch auf
Grundgehalt und Ortszuschlag in Héhe der Betrage, die jeweils einem Landesbe-
amten in der Besoldungsgruppe A 15 zustehen. Auch sei der Beklagte verpflichtet,
ihm die Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozialversicherung in der jeweils maf-
geblichen Hohe zu erstatten. Das ergebe s:ifch{austdem Arbeitsvertrag. Die BV 1995

habe diese Aﬁéprﬁche nicht schmalern kénnen.
Der Klager hat beantragt

festzustellen, daf der Beklagte verpflichtet ist,

-5-
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1. das dem Klager nach Besoldungsgruppe A 15 gewahrte
Grundgehalt sowie den dazu gehérenden Ortszuschlag um
den Vomhundertsatz anzupassen, um den das Grundgehalt
sowie der Ortszuschlag eines Landesbeamten NW der Be-
soldungsgruppe A 15 LBO jeweils angepaltt werden,

2. die zu Lasten des Klagers monatlich anfallenden Beitrage
zur Renten- und Arbeitslosenversicherung ab 1. Januar 1996
in vollem Umfang nach dem jeweiligen gesetzlichen Stand
zu tragen, soweit dies tiber den vom Beklagten gezahlten
Sozialzuschlag hinausgeht.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Nach seiner Meinung kann der Kl&ager nur die in der BV 1995 vorgesehene
Vergutung verlangen. Der Arbeitsvertrag begriinde keinen Entgeltanspruch, sondern
verweise insoweit Iedi‘glich auf die jeweils bestéhenden Bgtriepsvereinbarungen.
Beide Parteien seien bei Vertragsschlul® davaon ausgegangen, daf allein diese in
ihrer Funktion als betriebliche, ,,Ersatz—Tari'fver_f_trégé“,:ma;r_s'gebilich sein soliten. Dem
habe auch die‘lang:jéh.rige Praxis ents_prochén. Der Wirksamkeit der einschlagigen
Betriebsvereinbarungen stehe nicht entgegen, dag fir einen Teil der Technischen
Uberwachungs-Vereine Gehaltsregelungen in Tarifvertragen bestinden. Er falle

nicht in deren fachlichen Geltungsbereich.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die Berufung des Klégers
hat das Landesarbéﬁégericht dem Feststellungsantrag zu 1) entsprochen. Hinsicht-
lich des Antrages zu 2) hat es die Berufung zurtickgewiesen. Mit der vom Landesar-
beitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klager den Antrag zu 2) weiter. Der

Béklagte begehrt mit seiner Anschlurevision die Wiederherstellung des erstinstanz-
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lichen Urteils. Beide Parteien beantragen jeweils Zurlickweisung des gegnerischen

Rechtsmittels.

Entscheidungsgriinde:

Die Revision des Klagers ist begriindet, die Anschluf3revision des Beklagten
unbegriindet. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht dem Antrag zu 1) stattgege-

ben. Dartber hinaus ist auch der Antrag zu 2) begriindet.
1. Die Klageantrage sind zulassig.

1. Der Antrag zu 1) ist dahin zu verstehen, dal} es dem Klager ausschliellich
darum geht, auf der Grundlage des bei Inkrafttreten der BV 1995 erreichten Ge-
haltsniveaus weiterhin an der Entwicklung der Beamtenbesoldung teilzunehmen, die
darin besteht, dall Grundgehalt und Ortszuschlag (seit 1997 Familienzuschlag) von
Zeit zu Zeit angehoben werden. Dies ergibt sich aus seinem gesamten Vorbringen,
denn er wendet sich nur dagegen, da nach der BV 1995 die frithere Anbindung an-
die Gehaltsentwickiung der Beamten nicht mehr bestehen soll. Der Antrag umfafit
dagegen nicht auch die Feststellung der Eingruppierung nach Besoldungsgruppe
und Dienstaltersstufe, denn diese héngt von individuellen Gegebenheiten beim Kla-
ger und seiner Beschaftigung ab. Insoweit besteht zwischen den Parteien kein Streit,

beide gehen vom status quo aus.

Was die Arbeitnehmerbeitrage zur gesetzlichen Sozialversicherung angeht,
so begehrt der Kiager mit dem Antrag zu 2) die Erstattung seiner Pflichtbeitrage zur
Arbeitslosen- und Rentenversicherung in voller Hshe anstelle der auf dem Stand von
1995 eingefrorenen Betrage, nach denen sich die in der BV 1995 vorgesehene So-
zialzulage bemift. Auch dies folgt aus seinen ausschlieBlich gegen die Anwendung

der entsprechenden Regelung der BV 1995 gerichteten Angriffen.
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2. Mit diesem Inhalt genligen die Antrage dem Bestimmtheitserfordernis des
§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Insbesondere ist das Fehlen einer Angabe zur Dienstalters-
stufe unschadlich, weil diese Angabe fir die zwischen den Parteien streitige Anbin-

dung an die allgemeine Gehaltsentwicklung der Beamten unerheblich ist.

3. Es besteht auch das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche besondere Fest-
stellungsinteresse. Der Klager muf} sich nicht auf eine Leistungsklage verweisen
lassen. Hier ist die Feststellungsklage der einfachere Weg, um den Rechtsfrieden
zwischen den Parteien wiederherzustellen. Sie ist namlich geeignet, auch kiinftige
Anspriiche des Klagers auf Erhéhung seines G'ehalts entsprechend der Entwicklung
der Beamtenbesoldung und der Beitrage zur gesetzlichen Arbeitslosen- und Renten-

versicherung zu kléren.

il Die Antrége sind begriindet. Der Klager hat auch {iber den 1. Oktober 1995
hinaus Anspruch auf Erhéhung seines Grundgehalts und Ortszuschlags entspre-
chend den fir nordrhein-westfilische Landesbeamte der Besoldungsgruppe A 15
jeweils geltenden Vorschriften sowie auf Erstattung der von ihm zu entrichtenden
Beitragsanteile zur gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung. Das ergibt
sich aus dem Arbeitsvertrag des Klagers. Die BV 1995 hat in diese Anspriiche nicht

eingegriffen.

1. Das Landesarbeitsgericht hat den Arbeitsvertrag zutreffend dahin ausgelegt,
daB er hinsichtlich der Vergiitung nach Besoldungsgruppe A 15 eine konstitutive und
dynamische Verweisung auf die beamtenrechtliche Besoldungsentwicklung enthilt.
Diese Auslegung unterliegt nach standiger RechtsprechuriQ (z.B. Senatsurteil vom -
21. Januar 1997 - 1 AZR 572/96 - AP Nr. 64 zu § 77 BetrVG 1972, zu |l 2 a aa der
Griinde) in vollem Umfang der Nachpriifung durch den Seriét, da es sich bei dem
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Vertrag - jedenfalls in den streitbefangenen Teilen - um eine typische Vereinbarung
handelt. Er ist als Formular abgefaf$t, und die maschinenschriftliche Einfugung der
Besoldungsgruppe enthalt eine gleichférmige, in einer Vielzahl von Fallen verwandte

Vertragsbestimmung.

a) Fir den vom Landesarbeitsgericht bejahten Anspruch des Klagers spricht
schon der Wortlaut von Nr. 3 des Vertrages. Die Formulierung ,Fur seine Tétigkeit
erhalt ...“ ist typisch fiir die Begriindung eines Entgeltanspruchs. Dessen Zusam-
mensetzung und damit auch Héhe wird konstitutiv durch die im folgenden bezeich-
neten Gehaltsbestandteile (Grundgehalt, Ortszuschlag usw.) bestimmt, wobei die
jeweils mit Schreibmaschine neben die vorgedruckten Bestandteile gesetzten Betra-
ge erkennbar nur Gber das bei Vertragsschiu® aktuelle Vergi]tungsniveau informie-
ren sollen. Die hinsicHtIich des Grundgehalts genannte Gehaltsgruppe ,LBO A 11/6*
hat erkennbar die Landesbesoldungsordnung von Nordrhein-Westfalen als das
sachlich und nach dem Sitz des Beklagten auch &rtlich einschlégige Besoldungs-
recht fur Landesbeamte zum Gegenstand. Dieses war seinerzeit noch ausschlieBlich
landesrechtlicher Natur; von derim Jahr 1971 in Art. 74 a GG begrtindeten konkur-
rierenden Gesetzgebungskompetenz fir die Besoldung der Landesbeamten hat der
Bund erst mit Gesetz vom 23. Mai 1975 (BGBI. | S. 1173) Gebrauch gemacht. Eine
andere Bedeutung als ,Landesbesoldungsordnung® kann der Abkiirzung ,LBO® ge-
rade in einer Entgeltvereinbarung mit einem Unternehmen nicht beigelegt werden,
das mit der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben betraut und-nach § 6 Abs. 6 der
Verordnung (iber die Organisation der technischen Uberwachung (vom 2. Dezember
1959, geandert durch Verordnung vom 1. August 1961 - GVBI. NW S. 266) ver-

pflichtet ist, den Sachversténdigen eine an die Beziige im Landesdienst angegliche-
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ne Vergiitung zu gewahren. Eine weitere Bestatigung-ergibt sich daraus, daf die fur
die Beamtenbesoldung typischen Vergltungsbestandteile Grundgehalt und Ortszu-

schlag vereinbart sind.

Der Wortlaut spricht auch fir den dynamischen Charakter der Vef\Neisung.
Wird wie vorliegend die Hohe der Vergiitung durch die Angabe einer Entgeltgruppe
festgelegt, dann bezieht sich diese Verweisung mangels einer entgegenstehenden
Bestimmung auf das Entgelt, das jeweils dieser Gruppe entspricht. An der Entwick-

lung dieses Entgelts nimmt der Arbeitnehmer teil.

b) Erfolglos wendet der Beklagte gegen dieses Verstandnis ein, dal bei Ver-
tragsschiuf} eine Betriebsvereinbarung Giber die Gehaltsregelung von 1967 bestand,
nach der die Gehaltsbemessung in Anlehnung an die Landesbesoldungsordnung
erfolgen sollte. Weder verweist der Arbeitsvertrag insoweit auf die jeweils bestehen-
de Betriebsvereinbarung, noch kann aus ihrer Existenz allein abgeleitet werden,

Nr. 3 des Vertrages sei lediglich deklaratorisch zu verstehen.

aa) Der Wortlaut der Nr. 3 bietet keinen Anhaltspunkt fiir eine Verweisung auf
Betriebsvereinbarungen. Er [&Rt nicht einmal erkennen, dal} einschiégige Betriebs-
vereinbarungen bestehen. Auch ein Ruckgfiff auf Nr. 8 andert nichts an diesem Be-
fund. Allerdings gelten danach ,im tibrigen“ die. Bestimmungen der Betriebsvereinba-
rungen. Aufgrund dieser Einschrénkung umfait die Verweisung aber nur im Arbeits-
vertrag nicht eigensténdig geregelte Gegenstande. Fir die hier zu beantwortende
Frage, ob Nr. 3 hinsichtlich der Bezugnahme auf die Landlésb'esoldungsordnung eine

solche Regelung enthélt, ist Nr. 8 danach unergiebig.

Gegen die Annahme, in Nr. 3 des Arbeitsvertrages werde auf Betriebsver-

einbarungen verwiesen, spricht auch der Zusammenhang mit Nr. 4, in der Weih-
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nachtsgeld und Urlaubsgeld ,nach den Bestimmungen der Betriebsvereinbarungen*
vorgesehen sind. Sollte sich das monatliche Arbeitsentgelt, wie der Beklagte meint,
ebenfalls ausschliefilich nach Betriebsvereinbarungen richten, dann wére es nicht

erklarlich, warum das in Nr. 3 nicht in gleicher Weise wie in Nr. 4 zum Ausdruck ge-

bracht worden und nicht einmal ergénzend auf die Betriebsvereinbarungen verwie-

sen worden ist.

bb) Die in Nr. 4 und Nr. 8 des Vertrags enthaltenen Verweisungen stehen auch
der Auslegung entgegen, Nr. 3 begriinde keinen Anspruch, sondern beschréanke sich
auf eine Information Gber die durch Betriebsvereinbarung geschaffene Rechtslage.
Ein solches Verstandnis kdme moglicherweise in Betracht, wenn die Parteien im Ar-
beitsvertrag Betriebsvereinbarungen gar nicht erwahnt hatten und daher angenom-
men werden kénnte, sie hatten deren generellen Geltungsanspruch stillschweigend
vorausgesetzt und insoweit konstitutive Véreinbarungen fur entbehrlich gehalten.
Verweisen die Parteien des Arbeitsvertrags indessen, wie das hier geschehen ist,
nur fiir einen Teil der darin angesprochenen Gegenstande auf Betriebsvereinbarun-
gen, obwohl es auch fir andere Arbeitsbedingungen Regelungen in Betriebsverein-
barungen gibt, legt das die Annahme nahe, daR fiir die von diesen Bezugnahmen
nicht abgedeckten Bereiche der Vertrag mafdgeblich sein soll. So verhé’lt es sich hier

mit der Anbindung des Monatsgehalts an die Landesbesoldungsordnung.

cc) Zu einem anderen Ergebnis fiihrt auch nicht das Argument des Beklagten,
beiden Parteien sei die Existenz der einschligigen Betriebsvereinbarungen bei Ver-
tragsschiu® bekannt gewesen. Es sei daher nicht anzunehmen, daR deren Regelun-
gen durch konstitutive Vereinbarungen im Arbeitsvertrag hatten tberlagert werden
sollen. Allerdings wird der Arbeitgeber regelmaRig kein Interesse daran haben, ein
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nach § 77 Abs. 4 Satz 1 BetrVG ohnehin fur das Arbeitsverhaltnis geltendes kollekti-
ves Regelwerk zusatzlich noch vertraglich zu vereinbaren, da es sonst tiberflissig
wirde. Dieser Einwand verliert jedoch entscheidend an Gewicht, wenn wie hier nur
ein Teil der Gehaltsregelung Inhalt des Arbeitsvertrags ist und im lbrigen die Be-
triebsvereinbarungen ihre Bedeutung fiir das Arbeitsverhéltnis behalten, zum Bei-

spiel hinsichtlich der Eingruppierung und der Berechnung des Dienstalters.

c) Selbst wenn sich die konstitutive Anbindung des Gehalts an die Entwicklung
der Beamtenbesoldung nicht hinreichend deutlich aus Wortlaut und Regelungszu-
sammenhang des Arbeitsvertrages ergabe, so wiirde zu dieser Auslegung jedenfalls
der allgemeine Rechtsgrundsatz fihren, welcher der Unklarheitenregel des § 5
AGBG zugrunde liegt. Diese besagt, da® Zweifel bei der Auslegung allgemeiner Ge-
schaftsbedingungen zu Lasten des Aufstellers gehen. Zwar findet das AGBG nach
seinem § 23 Abs. 1 auf Arbeitsverhéltnisse keine Anwendung. Das schlie3t indessen
nicht aus, da aligemeine Rechtsgedanken, die in diesem Gesetz ihren Nieder-
schlag gefunden haben, auch fiir Arbeitsverhaltnisse gelten. Dazu gehért die er-
wahnte Unklarheitenregel. Sie war schon vor Inkrafttreten des AGBG allgemein an-
erkannt und gilt auch fur Formulararbeitsvertrage (z.B. BAG Urteil vom 16. Oktober
1991 - 5 AZR 35/91 - AP Nr. 1 zu § 19 BErzGG, zu 112 b der Griinde; MinchKomm-
BGB/Muller-Gloge, 3. Auflage, § 611 Rz 234). Sie besagt fur den vorliegenden Fall,
daf sich der Beklagte nicht darauf berufen kann, die von ihm verwendeten Formu-
larvertrage seien hinsichtlich der Verweisung auf das Besoldungsrecht der Beamten
unklar und deshalb sei davon auszugehen, daf} sich das Gehalt allein nach den Be-

triebsvereinbarungen richten solle. Eine solche Regelung wéare namlich-wegen der
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im Vergleich zum Einzelvertrag leichteren Ab&nderbarkeit von Betriebsvereinbarun-

gen fur den Beklagten glnstiger.

2. Das Landesarbeitsgericht hat allerdings verkannt, daf sich aus dem Arbeits-
vertrag ein Anspruch des Klagers auf Erstattung seiner Pflichtbeitrage zur gesetzli-
chen Arbeitslosen- und Rentenversicherung ergibt. In Nr. 3 sind ausdriicklich die
LArbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozialversicherung* genannt. Diese Bestim-
mung ist gleichfalls konstitutiv und verweist nicht lediglich auf die beim Beklagten
bestehenden Betriebsvereinbarungen. Insoweit ist auf die vorstehend (1.) zum An-

spruch auf Grundgehalt und Ortszuschlag angestellten Erwagungen zu verweisen.

Die Regelung ist auch insoweit dynamisch, als sie sich auf die Beitrage in
deren jeweiliger Hohe bezieht. Das folgt aus dem Wortlaut, der ohne Einschrénkung
die Arbeitnehmeranteile nennt; diese unterliegen aber mit der Beitragshdhe standi-
gen Anderungen. Allein dieses Verstandnis wird dem erkennbaren Zweck der Nr. 3
des Arbeitsvertrages gerecht, entsprechend den in § 6 Abs. 6 der Verordnung Gber
die Organisation der technischen Uberwachung enthaltenen Vorgaben eine beam-
tengleiche Vergiitung des Klagers zu bewirken. Beamte haben keine Beitrage zur
gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung zu entrichten, so daf die Uber-

nahme der Arbeitnehmeranteile durch den Beklagten nur folgerichtig ist.

3. In diese vertraglichen Anspriiche konnte die BV 1995 nicht eingreifen. Inso-
weit gilt das Guinstigkeitsprinzip (BAGE 63, 211, 219 = AP Nr. 46 zu § 77 Betr'VG
1972, zu C Il 1 der Grﬁnde)'. Die VoréUssetzungen, unter denen durch Betriebsver-
einbarung ausnahmsweise Anspriiche einzelner Arbeitnehmer verschlechtert werden
kénnen, sofern die Neuregelung einem kollektiven Glinstigkeitsvergleich standhatt,

liegen hier nicht vor. Das folgt schon daraus, daR es nicht um Sozialleistungen geht,
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sondern um das im Austauschverhéltnis mit der geschuldeten Arbeitsleistung ste-
hende eigentliche Entgelt (BAGE 62, 360, 372 = AP Nr. 43 zu § 77 BetrVG 1972, zu
Il 2 b der Grlnde). Hinzu kommt, da® die neue Regelung entsprechend ihrem
Zweck zu Einsparungen flhrt und damit auch bei kollektiver Betrachtung weniger
glinstig ist als der Anspruch auf Anbindung an die Besoldungsentwicklung der Lan-
desbeamten und auf Erstattung der Arbeitnehmerbeitrdge zur gesetzlichen Sozial-

versicherung in voller Hohe.

Danach kommt es nicht mehr darauf an, ob die in den Betriebsvereinbarun-
gen enthaltenen Gehaltsregelungen nach § 77 Abs. 3 BetrVG unwirksam sind, weil

insoweit Tarifvertrage bestehen oder Ublich sind.
Rost Hauck' Wilmann

Gnade Bayer

JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile AQQ)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

L Yoy :SIoMuly

1

S[e purs ﬁl[ﬂ][[[[[[l’v\'[[yﬂ‘[j Iap 9

DI JJ eL8 §§ YorU Juequajeq

Znyosagd


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

© Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

OYIN ‘P eLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

1ZInyosad

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil

	Tatbestand:

	Entscheidungsgründe:



